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(Nr. 14460) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Erweiterung der Befugniſſe der Ober⸗ 
präſidenten vom 15. Dezember 1933 (Geſetzſeamml. S. 477). Vom 9. November 1938. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


St. 
Artikel II Nr. 5 des Geſetzes über die Erweiterung der Befugniſſe der Oberpräfidenten vom 
15. Dezember 1933 (Geſetzſamml. S. 477) erhält folgende Faſſung: 

5. (1) Der Oberpräſident hat wichtige Angelegenheiten des Provinzialverbandes mit 
dem Provinzialrate zu beraten. Er muß ihn vor ſeiner Entſchließung über folgende 
Angelegenheiten hören: 

A) ... (unverändert); 

b) über⸗ und außerplanmäßige Ausgaben ſowie Maßnahmen, durch die Verbindlich⸗ 
keiten des Provinzialverbandes entſtehen können, für die keine Mittel im Haushalts⸗ 
plan vorgeſehen find, ſoweit ſie nicht geringfügig N 

e) bis ). (unverändert). 

(e) Duldet die Angelegenheit keinen Aufſchub, ſo kann der Oberpräſident von der 
Beratung abſehen; er hat dem 33 bei der nächſten Beratung die Art der 
Erledigung mitzuteilen. 

5 2. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 9. November 1938. 


(Siegel.) Das „Preußiſche Staatsminiſterium. 
ER 1700 Der Miniſter des Innern. 
Der Miniſterpräſident. Der Finanzminiſter. In e 
Göring. Po pitz. Pfundtner. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 9. November 1938. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


e 
1 


Geſetzſammlung 1938 (14 460 —14 462). 
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Mr. 14461.) Preußiſches Finanzausgleichsgeſetz. Vom 10. November 1938. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
Abſchnitt J. 
Gegenſtand und Ziel des Geſetzes. 


§ 1. 

Nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes werden die Steuereinnahmen zwiſchen dem Staate, den 
Gemeinden und den Gemeindeverbänden ſo verteilt, daß jede Gebietskörperſchaft unter Be- 
rückſichtigung ihrer ſonſtigen Einnahmen in die Lage verſetzt wird, die Aufgaben zu erfüllen, die 
ihr nach der beſtehenden Aufgabenverteilung zufallen (Finanzausgleich). Dabei werden, ſoweit es 
ohne Beeinträchtigung des Grundſatzes der Selbſtverwaltung und Selbſtverantwortung der 
Gemeinden und Gemeindeverbände möglich iſt, die Ungleichheiten gemildert, die zwiſchen der ört⸗ 
lichen Finanzkraft und den den einzelnen Gemeinden und Gemeindeverbänden obliegenden Aufgaben 
beſtehen und die ſie zu verſchieden hoher Anſpannung ihrer eigenen Steuern nötigen (Laſtenausgleich). 


Abſchnitt II. 
Ortliche Steuereinnahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände. 


§ 2. 


(1) Die Gemeinden beſchließen und erheben nach den reichsrechtlichen Vorſchriften die Grund⸗ 
ſteuer, die Gewerbeſteuer und die Bürgerſteuer. 


(2) Die Gemeinden und die Landkreiſe beſchließen und erheben Verkehr⸗ und Verbrauch⸗ 
ſteuern nach den reichs⸗ und landesrechtlichen Vorſchriften, insbeſondere nach den Vorſchriften des 
Kommunalabgabengeſetzes und des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes. Die Erhebung der 
Wertzuwachsſteuer, der Jagdſteuer, der Schankerlaubnisſteuer und der Zuſchläge zur Grunderwerb⸗ 
ſteuer bleibt den Stadt- und Landkreiſen vorbehalten. 


(8) Die übrigen Gemeindeverbände erheben keine Steuern. 


§ 3. 


Die Gemeinden erhalten von dem Aufkommen der Hauszinsſteuer in ihrem Gebiet einen 
Anteil von 5 vom Hundert. 


Abſchnitt III. 


Umlagen der Gemeindeverbände. 


SA. 
(1) Soweit die ſonſtigen Einnahmen eines Landkreiſes ſeinen Bedarf nicht decken, iſt eine 


Umlage von den kreisangehörigen Gemeinden, gemeindefreien Grundſtücken und Gutsbezirken zu 
erheben (Kreisumlage). 


(2) Die Kreisumlage wird für jedes Rechnungsjahr (Umlagejahr) neu feſtgeſetzt. Sie wird 
bemeſſen in Hundertſätzen der für die Gemeinden geltenden Steuermeßbeträge 
N der Grundſteuer von den land- und forſtwirtſchaftlichen Betrieben, 
der Grundſteuer von den Grundſtücken, 
der Gewerbeſteuer vom Ertrag und Kapital, 
der Bürgerſteuer. 


Die Meßbeträge der Bürgerſteuer ſind, wenn keine Bürgerſteuer erhoben wird, mit 0,50 Reichsmark 
je Einwohner anzuſetzen. 


(8) Der Umlage für ein Rechnungsjahr werden zu Grunde gelegt 
bei der Grundſteuer: 


. 
PP... Se mir 
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die Steuermeßbeträge, die für die Grundſteuer dieſes Rechnungsjahrs gelten, ſoweit ſie 
bis zum Schluß des dem Rechnungsjahre vorangegangenen Kalenderjahrs feſtgeſetzt 
worden ſind; 

bei der Gewerbeſteuer: 
die in dem vorangegangenen Kalenderjahre feſtgeſetzten Steuermeßbeträge ohne Rückſicht 
darauf, für welches Rechnungsjahr ſie gelten; 

bei der Bürgerſteuer: 
die im vorangegangenen Kalenderjahr durch Steuerbeſcheid feſtgeſetzten oder dem Lohn⸗ 
abzuge zu Grunde gelegten Steuermeßbeträge; der Miniſter des Innern und der Finanz⸗ 
miniſter können beſtimmen, daß Feſtſtellungen, die für ein Kalenderjahr getroffen worden 
ſind, für mehrere Rechnungsjahre zu verwenden ſind. 


(4) Der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter können beſtimmen, daß auch die 
Schlüſſelzuweiſungen (Abſchnitt V Unterabſchnitt B) ganz oder zum Teil den Umlagen zu Grunde zu 
legen ſind. Sie treffen die näheren Vorſchriften. f 


8 5. 

(1) Soweit die ſonſtigen Einnahmen einer Provinz ihren Bedarf nicht decken, iſt eine Umlage 
von den zu der Provinz gehörenden Stadt- und Landkreiſen zu erheben (Provinzumlage). 

(2) Die Provinzumlage wird bemeſſen in Hundertſätzen der für die Stadtkreiſe und die 
Gemeinden der Landkreiſe feſtgeſetzten Steuermeßbeträge. Die Vorſchriften im § 4 Abſ. 2 bis 4 
finden entſprechende Anwendung. 

§ 6. 

() Die Hundertſätze, die von den Meßbeträgen der einzelnen Steuerarten als Kreisumlage 
oder als Provinzumlage erhoben werden (Umlageſätze), können ungleich bemeſſen werden. Der 
Umlageſatz für die Grundſteuer von den land- und forſtwirtſchaftlichen Betrieben darf nicht höher 
ſein als der Umlageſatz für die Grundſteuer von den Grundſtücken. 

(2) Der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter beſtimmen, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen die Feſtſetzung der Umlageſätze der Genehmigung der Aufſichtsbehörde bedarf. 


9 7. 
Die Vorſchriften der 88 4 bis 6 finden auch auf die Bezirksverbände in Heſſen⸗Naſſau, den 
Landeskommunalverband der Hohenzolleriſchen Lande, die Amter, Kirchſpiellandgemeinden und Amts⸗ 


bezirke Anwendung. Sie gelten ferner für die Zweckverbände und für den Siedlungsverband Ruhr⸗ 
kohlenbezirk, ſoweit dieſe Verbände Umlagen nach der Steuerkraft zu erheben befugt ſind. 


Abſchnitt IV. 
Zweckgebundene Zuſchüſſe und Beiträge 


§ 8. 

(1) Inwieweit von einer Gebietskörperſchaft an eine andere für beſtimmte Zwecke Zuſchüſſe 
oder Beiträge zu leiſten ſind, richtet ſich nach den beſonderen Geſetzen und Beſtimmungen. 

(2) Soweit der Staat zweckgebundene Zuſchüſſe leiſtet, werden ſie 

a) dauernd auf Grund von beſonderen Geſetzen oder 
b) nach Maßgabe des jährlichen Haushaltsplans oder ſonſtiger Ermächtigungen auf Grund 
der beſonderen Beſtimmungen der zuſtändigen Miniſter 

gewährt. 

(3) Für die Zuſchüſſe an die Träger der Straßenbaulaſt gilt § 9. 
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i 89. 

() Von dem nach dem Finanzausgleichsgeſetze des Reichs dem Lande zuſtehenden Aufkommen 
der Kraftfahrzeugſteuer erhalten die Träger der Straßenbaulaſt für die Landſtraßen 1. Ordnung 
80 vom Hundert, die Träger der Straßenbaulaſt für die Landſtraßen II. Ordnung 20 vom Hundert. 


(2) Der auf die Träger der Straßenbaulaſt für die Landſtraßen I. Ordnung entfallende 
Anteil wird nach folgenden Hundertſätzen verteilt: 


ee e ae en 11,5 vom Hundert 
e eee a 10,— „ 75 
eee ee e 25 5 
e eee ee N, 75 
Din! een 12,— „ 75 
e en an 7 1 75 
7% Schleswig Holſt ei Su mann, Das x 
anden ER 10,— „ H 
„ Weſtfäle n ee rar 8,.— „ 5 
Bezirksdeband Cafe!!! 5,.— „ 75 
5 Wieden 5 


Rheinproei nn 8 17 
Landeskommunalverband der Hohenzolleriſchen Lande . . . 75 
Der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter werden ermächtigt, bei Gebietsveränderungen 
die Hundertſätze entſprechend zu ändern. i 
(8) Der auf die Träger der Straßenbaulaſt für die Landſtraßen II. Ordnung entfallende 
Anteil wird auf die Stadt- und Landkreiſe mit Ausnahme der Reichshauptſtadt Berlin nach Ver⸗ 
hältnis der Straßenlänge (einjchlieglich der nach Abſ. 4 bei ihnen zu berückſichtigenden Ortsdurch⸗ 
fahrien) verteilt. f 
(4) Die Träger der Straßenbaulaſt haben aus den ihnen nach Abſ. 1 bis 3 überwieſenen 
Beträgen Zuſchüſſe an diejenigen Gemeinden zu leiſten, die Träger der Straßenbaulaſt für Orts⸗ 
durchfahrten ſind, und zwar die im Abſ. 2 genannten Träger der Straßenbaulaſt inſoweit, als es 
ſich um Ortsdurchfahrten im Zuge von Reichsſtraßen und von Landſtraßen I. Ordnung handelt, 
die im Abſ. 3 genannten Träger der Straßenbaulaſt inſoweit, als es ſich um Ortsdurchfahrten im 
Zuge von Landſtraßen II. Ordnung handelt; der Zuſchuß an die einzelne Gemeinde iſt aus dem 
Geſamtanteile der den Zuſchuß gewährenden Gebietskörperſchaft nach dem Verhältniſſe zu berechnen, 
in dem die Länge der von der Gemeinde zu unterhaltenden Ortsdurchfahrten zur Geſamtlänge 
der Straßen und Ortsdurchfahrten ſteht, für die der Gebietskörperſchaft der Anteil gewährt wird. 


Abſchnitt V. 
Anterabſchnitt A. Geſamtbeträge. 
§ 10. 
Der Staat ſtellt in jedem Rechnungsjahre zur Verfügung: 
1) 200 Millionen Reichsmark für Schlüſſelzuweiſungen an die Gemeinden; 
2) 110 Millionen Reichsmark für Schlüſſelzuweiſungen an die Landkreiſe; 
3) 70 Millionen Reichsmark für Schlüſſelzuweiſungen an die Provinzen; 
4) 110 Millionen Reichsmark für einen Ausgleichſtock. 


Anterabſchnitt B. Schlüſſelzuweiſungen an die Gemeinden. 
g 8 11. 
(1) Die Gemeinden erhalten Finanzzuweiſungen nach einem für jedes Rechnungsjahr auf⸗ 


zuſtellenden Schlüſſel (Schlüſſelzuweiſungen). Durch dieſe Zuweiſungen ſollen bei den einzelnen 
Gemeinden die Unterſchiede gemildert werden, die zwiſchen ihrer eigenen Steuerkraft und ihrer 


n 
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Ausgabenbelaſtung beſtehen. Dabei ſollen die bisher den Gemeinden zur Verfügung ſtehenden 
Deckungsmittel als Ausgangspunkt dienen, jedoch diejenigen Gemeinden beſſer geſtellt werden, deren 
eigene Einnahmemöglichkeiten ſich als nicht ausreichend erwieſen haben. Insbeſondere ſoll der 
Mehrbelaſtung Rechnung getragen werden, die durch den Kinderreichtum der Bevölkerung, den 
hohen Anteil der Unſelbſtändigen an der Einwohnerzahl und die Lage in den leiſtungsſchwächeren 
Grenzbezirken des Landes verurſacht wird. 

(2) Die Schlüſſelzahl, nach der ſich die Zuweiſung an die einzelne Gemeinde bemißt, wird 
dadurch gefunden, daß von einer in Reichsmark ausgedrückten Meßzahl, die ſich nach der Einwohner— 
zahl der Gemeinde, der Zuſammenſetzung ihrer Bevölkerung und gegebenenfalls der Lage der 
Gemeinde beſtimmt (Ausgangsmeßzahl, Abſ. 4 und § 12), eine andere Meßzahl abgezogen wird, 
die der eigenen Steuerkraft der Gemeinde Ausdruck gibt (Steuerkraftmeßzahl, § 13). Iſt die 
Ausgangsmeßzahl nicht größer als die Steuerkraftmeßzahl, ſo erhält die Gemeinde keine 
Schlüſſelzahl. 

(3) Der vom Staate für Schlüſſelzuweiſungen an die Gemeinden zur Verfügung geſtellte Be⸗ 
trag (§ 10 Nr. 1) wird nach Verhältnis der Schlüſſelzahlen auf die Gemeinden verteilt. 


(4) Die Ausgangsmeßzahl (Ab. 2) wird nach einem einheitlichen Grundbetrage berechnet. 
Der Grundbetrag wird für jedes Rechnungsjahr von dem Miniſter des Innern und dem Finanz⸗ 
miniſter ſo feſtgeſetzt, daß ſich als Summe der Schlüſſelzahlen das Doppelte des Betrags ergibt, 
der im § 10 Nr. 1 für Schlüſſelzuweiſungen an die Gemeinden zur Verfügung geſtellt iſt. Die 
einzelne Gemeinde erhält mithin als Schlüſſelzuweiſung die Hälfte des Reichsmarkbetrags ihrer 
Schlüſſelzahl. 

(5) Der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter werden ermächtigt, die in den §8 12, 
13 feſtgeſetzten Zahlen zu ändern, wenn fie den Grundſätzen des Abſ. 1 nicht hinreichend 
gerecht werden. 

§ 12. 

Die Ausgangsmeßzahl (§S 11 Abf. 2, 4) wird gefunden, indem die folgenden Anſätze zu⸗ 
ſammengezählt und mit der Einwohnerzahl der Gemeinde vervielfältigt werden: 

1. Ein Hauptanſatz. Der Anſatz beträgt für eine Gemeinde 


mit nicht mehr als 1000 Einwohnern. 65 vom Hundert 
ZZZ. 8 5 
5 5 000 5 SS 177 
10 000 1 JJ er 0 1 
„ 25000 15 JJ ⁵ ( 7 
„ 50 000 = BR ss ON 15 
„ 100 000 15 )) a 5 
„ 250 000 5 r rn 5 
„ 500 000 oder mehr Einwohnern 150 15 


vom Grundbetrag des Rechnungsjahrs (§ 11 Abſ. 4). Für Gemeinden 1 
liegenden Einwohnerzahlen gelten die entſprechenden dazwiſchenliegenden Beträge; der 
Anſatz wird auf volle 0,1 vom Hundert nach oben abgerundet. 

2. Ein Anſatz nach der Zuſammenſetzung der Bevölkerung. Der Anſatz wird gewährt, 
wenn die Zahl der Kinder unter 14 Jahren in einer Gemeinde 


mit nicht mehr als 2000 Einwohneern. 26 vom Hundert 
„ 3000 Einwohnern 25 5 
<„ 10 000 A J 8 5 
„ 25 000 7 = 
„ 50 000 1 tft... ae 02 5 
„ 100 000 oder mehr Einwohnern 22 > 


der Einwohnerzahl überſteigt. Für Gemeinden mit dazwiſchenliegenden Einwohner— 
zahlen gelten die entſprechenden dazwiſchenliegenden Hundertſätze; der Hundertſatz wird 
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auf volle 0,1 vom Hundert nach unten abgerundet. Iſt in einer Gemeinde der Hundert⸗ 
ſatz der Kinder größer, ſo werden für je volle 0,1 vom Hundert des Unterſchieds vier 
Tauſendſtel des Hauptanſatzes gewährt, ſoweit dieſer 30 vom Hundert überſteigt. 

Für Gemeinden mit mehr als 10000 Einwohnern tritt an die Stelle dieſes An⸗ 
ſatzes nach der Kinderzahl ein Anſatz nach der unſelbſtändigen Bevölkerung, wenn ſich 
für ihn ein höherer Betrag ergibt. Iſt der Hundertſatz der unſelbſtändigen Bevölkerung 
in der Gemeinde größer als 30, ſo werden für je volle 0,5 vom Hundert des Unterſchieds 
drei Tauſendſtel des Hauptanſatzes gewährt. Der Miniſter des Innern und der Finanz⸗ 
miniſter können dieſe Beſtimmung auf die Gemeinden niedrigerer Größengruppen 
ausdehnen. 

3. Ein Grenzlandanſatz. Der Anſatz wird Stadtkreiſen, die in den Provinzen Oſtpreußen 
und Schleſien ſowie in den Regierungsbezirken Köslin, Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen, 
Frankfurt a. O., Aachen, Trier liegen, und dem Stadtkreiſe Flensburg gewährt. Er 
beträgt 10 vom Hundert des Hauptanſatzes. 


8 135 


(1) Die Steuerkraftmeßzahl (§ 11 Abſ. 2) wird aus den für die Gemeinde geltenden Steuer⸗ 
meßbeträgen berechnet. Es werden angeſetzt und zuſammengezählt g 
die Meßbeträge der Grundſteuer von den land- und forſtwirtſchaft⸗ 


lichen Betrieben ($ 3 Nr. 1 des Grundſteuergeſetzes) mit. . . 80 vom Hundert 
die Meßbeträge der Grundſteuer von den Grundſtücken (§ 3 Nr. 2 des 

Gründſteuergeſetzes mit:: 200 5 Ei 
die einheitlichen Meßbeträge der Gewerbeſteuer vom Ertrag und 

Kapital (§ 14 des Gewerbeſteuergeſetzes) mit 200 = 


die Meßbeträge der Bürgerſteuer ($ 8 des Bürgerſteuergeſetzes) mit 500 „ 5 


Die Meßbeträge der Bürgerſteuer ſind, wenn keine Bürgerſteuer erhoben wird, auf 0,50 Reichsmark 
je Einwohner zu bemeſſen. 8 b f 


(2) Für die Frage, welche Steuermeßbeträge zur Berechnung der Steuerkraftmeßzahl für ein 
Rechnungsjahr verwendet werden, gilt ſinngemäß § 4 Abſ. 3. 


§ 14. 5 

Der Schlüffel für das Rechnungsjahr wird nach Ablauf des dem Rechnungsjahre vorange⸗ 
gangenen Kalenderjahrs aufgeſtellt und durch den Miniſter des Innern und den Finanzminiſter 
feſtgeſetzt. Stellen ſich nach der Feſtſetzung Unrichtigkeiten heraus, ſo iſt der Schlüſſel zu berichtigen. 
An Stelle der Berichtigung kann auch ein Ausgleich bei der Feſtſetzung des Schlüſſels für das nächſte 
Rechnungsjahr vorgenommen werden. 5 

5 § 15. 

Die Schlüſſelzuweiſungen für die kreisangehörigen Gemeinden werden dem Landkreis und 
von dieſem den Gemeinden zugeleitet. Der Landkreis darf den der einzelnen Gemeinde zustehenden 
Betrag gegen Zahlungsverpflichtungen der Gemeinde nicht aufrechnen, es ſei denn, daß es ſich um 
rückſtändige Kreisumlagen oder ſonſtige geſetzliche Verpflichtungen handelt. 


Unterabſchnitt C. Ausgleichſtock. 


8 16. A 
Die Mittel des Ausgleichſtocks (8 10 Nr. 4) dienen, ſoweit nicht in anderer Weiſe geſetzlich 
über ſie verfügt iſt, zur Gewährung von Bedarfszuweiſungen an Gemeinden und Gemeindeverbände. 
Durch die Bedarfszuweiſungen ſoll der außergewöhnlichen Lage und den beſonderen Aufgaben 
von Gemeinden oder Gemeindeverbänden im Einzelfall Rechnung getragen werden; insbeſondere 
können ſie auch zum Ausgleich von Härten gewährt werden, die ſich bei der Verteilung der Schlüſſel⸗ 
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zuweiſungen ergeben. Aus den Mitteln des Ausgleichſtocks kann zur Abrundung des Grundbetrags 
($ 11 Abſ. 4) auch der für Schlüſſelzuweiſungen an die Gemeinden vorgeſehene Betrag (§ 10 Nr. 1) 
erhöht werden. Bei den Schlüſſelzuweiſungen eines Rechnungsjahrs unverteilt gebliebene Spitzen⸗ 
beträge werden dem Ausgleichſtock zugeführt. 


Abſchnitt VI. 
Übergangs und Schlußbeſtimmungen. 


§ 17. 
(1) Dieſes Geſetz gilt erſtmalig für das Rechnungsjahr 1938; die Vorſchriften über die 
Umlagen der Gemeindeverbände (88 4 bis 7) gelten erſtmalig für das Rechnungsjahr 1939. 


(2) Die nach § 10 Nr. 2, 3 den Landkreiſen und den Provinzen zuzuweiſenden Beträge werden 
für das Rechnungsjahr 1938 noch nicht ſchlüſſelmäßig, ſondern nach den Vorſchriften der SS 19, 20 
verteilt. 

§ 18. 

() Bis zur Feſtſtellung ihrer Schlüſſelzahl für das Rechnungsjahr 1938, mindeſtens für die 
erſten neun Monate dieſes Rechnungsjahrs, erhält jede Gemeinde vorläufig monatlich eine Zu⸗ 
weiſung in Höhe von ¼2 desjenigen Betrags, um den die ihr für das Rechnungsjahr 1935 zuge⸗ 
floſſenen Überweiſungen aus der Einkommen-, Körperſchaft⸗, Umſatz⸗, Bier⸗ und Hauszinsſteuer 
(ohne Erhöhungen nach § 11 Abſ. 3 des Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz) 
nach Abzug des für dieſes Rechnungsjahr von ihr geleiſteten Beitrags zum zwiſchengemeindlichen 
Polizeilaſtenausgleich das für das Rechnungsjahr 1935 in der Gemeinde veranlagte Soll der ſtaat⸗ 
lichen Grundvermögenſteuer einſchließlich des ſtaatlichen Zuſchlags überſchritten haben. Iſt damit 
zu rechnen, daß der hiernach einer Gemeinde zufließende vorläufige Monatsbetrag die endgültige 
monatliche Zuweiſung überſteigen wird, ſo können der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter 
den vorläufigen Monatsbetrag herabſetzen oder ſtreichen. 


(2) Die vorläufigen Ausſchüttungen werden auf den Betrag angerechnet, der der Gemeinde 
für die erſten neun Monate des Rechnungsjahrs 1938 als Schlüſſelzuweiſung zuſteht. Iſt dieſer 
Betrag niedriger als der vorläufig ausgeſchüttete Betrag, ſo braucht die Gemeinde den Unterſchied 
nicht zu erſtatten. Der Unterſchiedsbetrag wird zu Laſten des Ausgleichſtocks verrechnet. 


(8) Für das Rechnungsjahr 1939 erhält jede Gemeinde mindeſtens das Sechsfache des nach 
Abſ. 1 Satz 1, 2 beſtimmten Monatsbetrags. Soweit der ihr hiernach zuſtehende Betrag über die 
Schlüſſelzuweiſung hinausgeht, wird er dem Ausgleichſtock entnommen. 


8 19. 

(1) Die Landkreiſe erhalten für das Rechnungsjahr 1938 den Betrag, der ihnen für das 
Rechnungsjahr 1937 als Dotation, als Überweiſung aus der Einkommenſteuer, der Körperſchaft⸗ 
ſteuer, der Umſatzſteuer und der Hauszinsſteuer ſowie als örtlicher Anteil an der Hauszinsſteuer 
zugefloſſen iſt. Soweit der nach § 10 Nr. 2 insgeſamt den Landkreiſen zuzuweiſende Betrag höher 
iſt, wird er dem Ausgleichſtock (§ 16) zugeführt und insbeſondere dazu verwendet, durch Beihilfen 
die Zuweiſungen an Landkreiſe mit nicht ausreichender eigener Finanzkraft zu verſtärken. 

(2) Die Amtsbezirke erhalten für das Rechnungsjahr 1938 von den Landkreiſen den Betrag, 
der ihnen für das Rechnungsjahr 1937 als Anteil an den Dotationen zugeſtanden hat. 


§ 20. 

Die Provinzen, die Bezirksverbände in Heſſen⸗-Naſſau und der Landeskommunalverband der 
Hohenzolleriſchen Lande erhalten für das Rechnungsjahr 1938 den Betrag, der ihnen für das 
Rechnungsjahr 1937 als Dotation und als Überweiſung aus der Einkommen- und Körperſchaft⸗ 
ſteuer zugefloſſen iſt. Soweit der nach § 10 Nr. 3 insgeſamt den Provinzen zuzuweiſende Betrag 
höher iſt, wird er dem Ausgleichſtocke (§ 16) zugeführt. 
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§ 21. 

Die Provinzen, die Bezirksverbände Kaſſel und Wiesbaden ſowie der Landeskommunalverband 
der Hohenzolleriſchen Lande haben, ſoweit vom Staate für die in ihrem Gebiete belegenen Brücken 
Zuſchüſſe an die Brückenunterhaltungspflichtigen bewilligt worden ſind, für die Zeit vom 1. April 
1938 ab dieſe Zuſchüſſe aus ihren Mitteln zu leiſten; ein vorbehaltener Widerruf darf nur mit 
Zustimmung des zuſtändigen Miniſters ausgeübt werden. 


9 22. 558 8 5 
Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetz und das Geſetz über die Auf- 
hebung der Brückengelder für Kraftfahrzeuge vom 29. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 295) werden 
aufgehoben. 
8 23. 5 
§ 9 des Polizeikoſtengeſetzes vom 2. Auguſt 1929 (Geſetzſamml. S. 162) erhält folgende 
Faſſung: 
8.9; 

Die Gemeinden und Gemeindeverbände erhalten für jeden von der Aufſichtsbehörde 
beſtätigten, überwiegend mit polizeilichen Dienſten beſchäftigten kommunalen Polizei⸗ 
vollzugsbeamten einen Zuſchuß von jährlich 3000 Reichsmark aus dem nach dem 
Preußiſchen Finanzausgleichsgeſetze gebildeten Ausgleichſtocke. 


§ 24. 
§ 3 des Geſetzes über das Landjahr vom 29. März 1934 (Geſetzſamml. S. 243) erhält 
folgende Faſſung: 8 
§ 3. 
Aufbringung der Koſten. 

Die Koſten des Landjahrs trägt der Staat. Sie werden zur Hälfte dem nach dem 
Preußiſchen Finanzausgleichsgeſetze gebildeten Ausgleichſtock entnommen. Der dem Aus⸗ 
gleichſtocke zu entnehmende Betrag darf jedoch bis auf weiteres 7 Millionen Reichsmark 
nicht überſteigen. 

§ 25. 

Der Finanzminiſter und der Miniſter des Innern erlaſſen die zur Durchführung dieſes 
Geſetzes, insbeſondere auch zur Überleitung, erforderlichen Vorſchriften. Im Falle einer Gebiets⸗ 
veränderung des Landes Preußen treffen ſie die zur Anpaſſung an den neuen Gebietsſtand erforder⸗ 
lichen Beſtimmungen. 


Berlin, den 10. November 1938. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Der Miniſterpräſident. Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
Göring. Popitz. a Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende 
Geſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 8 


Berlin, den 10. November 1938. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


Preuß. Geſetzſammlung 1938. Nr. 22, ausgegeben am 12. 11. 38. 115 
N 
(Nr. 14462.) re en zum Preußiſchen Finanzausgleichsgeſetz. Vom 10. November 


5 Auf Grund des § 25 des Preußiſchen Finanzausgleichsgeſetzes vom 10. November 1938 
(Gejegfamml. S. 108) wird folgendes verordnet: 


Zu § 4 Abſ. 3 und 8 13 Abſ. 2 des Geſetzes. 
§ 1. 


(1) Die Realſteuermeßbeträge werden der Berechnung der Umlage und der Steuerkraft⸗ 
meßzahl für ein Rechnungsjahr fo zu Grunde gelegt, wie ſie in dem nach § 4 Abſ. 3 und § 13 
Abſ. 2 des Geſetzes maßgebenden Zeitraume feſtgeſetzt worden ſind. Welche Steuermeßbeträge als 
in dieſem Zeitraume feſtgeſetzt gelten, beſtimmt ſich nach den über ihre Ermittlung ergehenden 
Verwaltungsanweiſungen. Sind die Steuermeßbeträge im Laufe des maßgebenden Zeitraums 
erhöht oder ermäßigt worden (3. B. durch Rechtsmittelentſcheidung, durch Berichtigung oder durch 
Erlaß des endgültigen Beſcheids anſtelle eines vorläufigen), ſo iſt der erhöhte oder ermäßigte 
Steuermeßbetrag zu Grunde zu legen. Tritt die Erhöhung oder Ermäßigung des für ein 
Rechnungsjahr geltenden Steuermeßbetrags erſt in dem für ein ſpäteres Rechnungsjahr maß⸗ 
gebenden Zeitraum ein, ſo iſt, ſoweit es ſich um Gewerbeſteuer handelt, der Unterſchiedsbetrag bei 
der Berechnung der Steuerkraftmeßzahl und der Umlage für dieſes ſpätere Rechnungsjahr durch 
Hinzuſetzung oder Abſetzung zu berückſichtigen; ſoweit es ſich um Grundſteuer handelt, wird die 
Erhöhung oder Ermäßigung nicht berückſichtigt. Fällt die Steuerpflicht im Laufe des Rechnungsjahrs 
weg, ſo wird der Realſteuermeßbetrag gleichwohl in voller Höhe angeſetzt; andererſeits bleibt der 
Steuermeßbetrag in voller Höhe unberückſichtigt, wenn die Steuerpflicht erſt nach Beginn des 
Rechnungsjahrs eintritt. N N 

(2) Würde infolge verſpäteter Feſtſetzung des Gewerbeſteuermeßbetrags für einen Gewerbe⸗ 
betrieb bei der Berechnung der Steuerkraftmeßzahl und der Umlage für ein Rechnungsjahr kein 
Meßbetrag für dieſen Gewerbebetrieb zum Anſatz kommen, ſo kann der zuletzt feſtgeſetzte (für den 
Schlüſſel des Rechnungsjahrs 1938 ein geſchätzter) Gewerbeſteuermeßbetrag angeſetzt werden. 
Wird ſpäter der Steuermeßbetrag feſtgeſetzt, ſo iſt der Ausgleich in entſprechender Weiſe wie nach 
Abſ. 1 Satz 4 vorzunehmen; in beſonderen Fällen kann zur Vereinfachung abweichend verfahren 
werden. f i 

6) Die für die Berechnung der Steuerkraftmeßzahl getroffenen Feſtſtellungen ſind auch für 
die Umlagen bindend. 2 5 5 

(4) Die Frage, welcher Gemeinde ein Realſteuermeßbetrag zuzurechnen iſt, entſcheidet ſich 
nach dem Stande am 1. April des Rechnungsjahrs, das dem in Abſ. 1, 2 genannten Rechnungs- 
jahre voraufgeht. 


§ 2. 

() Als Summe der Bürgerſteuermeßbeträge, die in einem Kalenderjahre durch Steuerbeſcheid 
feſtgeſetzt worden ſind, gilt das nach dem Hebeſatze des Kalenderjahrs auf 100 vom Hundert umge⸗ 
rechnete Mittel zwiſchen der Summe derjenigen Bürgerſteuerbeträge, die bis zum Ende des Kalender- 
jahrs für das Kalenderjahr durch Steuerbeſcheid — auch zufäglichen Steuerbeſcheid — feſtgeſetzt 
worden ſind (ohne Rückſicht darauf, ob die Feſtſetzung durch Rechtsmittelentſcheidung uſw. wieder auf- 
gehoben worden iſt), und dem Iſtaufkommen im Kalenderjahr aus den durch Steuerbeſcheid ange⸗ 
forderten Bürgerſteuerbeträgen. Iſt der hiernach ſich ergebende Betrag infolge Verletzung geſetz⸗ 
licher Vorſchriften niedriger, als er bei ordnungsmäßiger Handhabung hätte ſein müſſen, ſo kann 
ein höherer Betrag angeſetzt werden. Anforderungen, die im Falle mehrfachen Wohnſitzes von 
einer nicht hebeberechtigten Gemeinde an die hebeberechtigte Gemeinde geſtellt werden, ſowie die 
darauf geleiſteten Zahlungen ſind bei der nicht hebeberechtigten Gemeinde ſinngemäß ebenſo zu be⸗ 
handeln; in entſprechender Weiſe ſind bei der hebeberechtigten Gemeinde die an ſie geſtellten An⸗ 
forderungen und die von ihr geleiſteten Zahlungen abzuſetzen. 
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(2) Als Summe der Bürgerſteuermeßbeträge, die in einem Kalenderjahre dem Lohnabzuge zu 
Grunde gelegt worden ſind, gilt der Betrag, der ſich ergibt, wenn das Iſtaufkommen im Kalender⸗ 
jahr aus den durch Steuerkarte angeforderten Bürgerſteuerbeträgen unter Zugrundelegung des 
für das Jahr geltenden Hebeſatzes auf 100 vom Hundert umgerechnet wird. 


§ 3. 

Der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter können, um Ungleichmäßigkeiten in den 
Schlüſſelunterlagen zu vermeiden oder um die rechtzeitige Aufſtellung des Schlüſſels ſicherzuſtellen, 
im Verwaltungsweg beſtimmen, daß in den Fällen der §§ 1, 2 an Stelle des Kalenderjahrs ab- 
weichende Zeiträume zu Grunde gelegt werden. Sie können ferner im Verwaltungsweg beſtimmen, 
daß, wenn eine Gemeinde eine zur Ermittlung der Steuermeßbeträge von ihr geforderte Meldung 
nicht friſtgemäß erſtattet, ein geſchätzter Betrag oder der vorjährige Anſatz mit einem Zuſchlage 
verwendet wird. 8 f 


Zu § 12 des Geſetzes. 


§ 4. 

(1) Die Zahl der Einwohner einer Gemeinde, der Hundertſatz der Kinder unter 14 Jahren 
und der Hundertſatz der zur unſelbſtändigen Bevölkerung gehörenden Perſonen iſt für jedes 
Rechnungsjahr nach dem letzten vor der Aufſtellung des Schlüſſels feſtgeſtellten amtlichen Volks⸗ 
zählungsergebniſſe zu beſtimmen. Auch Ergebniſſe, die amtlich nur als vorläufige feſtgeſtellt ſind, 
ſind, wenn die endgültigen Ergebniſſe noch nicht feſtſtehen, für die Aufſtellung des Schlüſſels als 
endgültige zu verwenden. 


(2) Bei der Verwendung der Ergebniſſe ſind Zuſammenſchlüſſe von Gemeinden und Voll⸗ 
eingliederungen einer Gemeinde in eine andere zu berückſichtigen, wenn fie ſpäteſtens mit Beginn 
des Rechnungsjahrs, für das der Schlüſſel aufgeſtellt wird, in Kraft getreten ſind; andere Gebiets⸗ 
veränderungen ſind zu berückſichtigen, wenn ſie ſpäteſtens mit Beginn des vorangegangenen 
Rechnungsjahrs in Kraft getreten ſind. 


85. 

Die Einwohnerzahl einer Gemeinde wird dadurch gebildet, daß zu den Ortsanweſenden die 
vorübergehend Abweſenden hinzugeſetzt werden und die vorübergehend Anweſenden ſowie die der 
Wehrpflicht oder der Arbeitsdienſtpflicht genügenden oder den 44-Verfügungstruppen angehörenden 
Perſonen abgeſetzt werden. 


§ 6. 


Zur unſelbſtändigen Bevölkerung im Sinne des § 12 Nr. 2 des Geſetzes gehören die Arbeiter 
und ihre Familienangehörigen ohne Hauptberuf. 


Sat: 

(1) Hat fich nach dem Stande vom 10. Oktober des dem Rechnungsjahre vorangegangenen Jahres 
die Zahl der Einwohner einer Gemeinde gegenüber dem Stande bei der letzten Volkszählung erhöht, 
ſo können auf Antrag der Gemeinde die Zahl der Einwohner, der Hundertſatz der Kinder unter 
14 Jahren und der Hundertſatz der zur unſelbſtändigen Bevölkerung gehörenden Perſonen in 
Anlehnung an die durch die Perſonenſtandsaufnahme oder die zu ihrem Erſatze getroffenen. 
Feſtſtellungen mit Wirkung vom Beginn des Rechnungsjahrs ab anders angeſetzt werden. Gebiets⸗ 
veränderungen, die nach § 4 berückſichtigt werden, bleiben außer Betracht. 


e) Die näheren Vorausſetzungen, unter denen einem Antrage nach Abſ. 1 ſtattgegeben wird, 
insbeſondere das Mindeſtmaß, um das ſich die Einwohnerzahl erhöht haben muß, beſtimmen die 
zuſtändigen Miniſter im Verwaltungsweg. 8 
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§ 8. 


Die Schlüſſelzahlen für die Finanzzuweiſungen ſind bei der Aufſtellung des Schlüſſels auf 
einen durch vierundzwanzig teilbaren Reichsmarkbetrag nach unten abzurunden. 


89. 
Die Feſtſetzung des Schlüffels wird durch den Präſidenten der Preußiſchen Bau- und Finanz⸗ 
direktion (Abteilung IV Finanzwirtſchaft) vorbereitet. Dieſem ſind die Unterlagen nach näherer 
Beſtimmung der zuſtändigen Miniſter mitzuteilen. 


Zu § 15 des Geſetzes. 
§ 10. 


Die Ausſchüttung der Schlüſſelzuweiſungen erfolgt in zwölf gleichen monatlichen Teilbeträgen, 
und zwar für jeden Monat nach dem 20. des folgenden Monats. : 


Übergangsbeftimmungen. 
§ 11. 


Die Anſprüche aus den in das Rechnungsjahr 1938 übernommenen Rückſtänden an ſtaat⸗ 
licher Grundvermögenſteuer werden ohne Entſchädigung auf diejenigen Gemeinden übertragen, 
denen die Erhebung der Steuerbeträge obliegt. Zur Abgeltung der hierunter fallenden Steuer⸗ 
beträge, die bis zur Verkündung dieſer Verordnung bereits an die Staatskaſſe abgeliefert worden ſind, 
werden aus allgemeinen Staatsmitteln dem Ausgleichſtocke (§ 16 des Geſetzes) 6 Millionen Reichs⸗ 
mark zugeführt. 

8 12. 


Der im 8 9 Abf. 2 des Geſetzes für die Verteilung der Zuſchüſſe an die Träger der Straßen⸗ 
baulaſt zu Gunſten der Provinz Pommern vorgeſehene Satz von 10,5 vom Hundert entfällt bis 
zum 30. September 1938 mit 8,25 vom Hundert auf die Provinz Pommern, mit 2,25 vom Hundert 
auf die Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen. 


8 13. 


() Die im 8 21 des Geſetzes vorgeſehene Verpflichtung zur Leiſtung von Zuſchüſſen an 
Brückenunterhaltungspflichtige gilt auch für ſolche Zuſchüſſe, die zwiſchen dem Inkrafttreten des 
Geſetzes und der verwaltungsmäßigen Überleitung der Zuſchußleiſtung an die im § 21 genannten 
Verbände von den bisher dafür zuſtändigen Miniſtern bewilligt worden ſind. 


(2) Der Beſtand des nach Artikel 18 3 des Geſetzes über die Aufhebung der Brückengelder vom 
29. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 295) aus dem Landesanteil an der Kraftfahrzeugſteuer abge⸗ 
zweigten Betrags, der am Schluſſe des Rechnungsjahrs 1937 vorhanden war, wird dem Aus- 
gleichſtocke zugeführt. Nachzahlungen und Wiedereinziehungen von Zuſchußbeträgen, die auf die 
Zeit vor dem 1. April 1938 entfallen, gehen zu Laſten und zu Gunſten des beteiligten Verbandes 
(S 9 des Geſetzes). 
§ 14. a 
Beträge, die im Rechnungsjahr 1937 bei den an die Gemeinden und Gemeindeverbände 
geleiſteten Überweiſungen und Dotationen aus der Einkommenſteuer, Körperſchaftſteuer, Umſatz⸗ 
ſteuer, Bierſteuer und Hauszinsſteuer unverteilt geblieben ſind, werden dem Ausgleichſtocke 
zugeführt. Ebenſo find etwa geleiſtete Überzahlungen aus dem Ausgleichſtocke zu decken. 


5 N 5 § 15. 
() Für den Schlüſſel, nach dem die Finanzzuweiſungen des Rechnungsjahrs 1938 geleiſtet 
werden, gelten die folgenden Beſonderheiten. 
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(2) Für das Rechnungsjahr 1938 geltende Grundſteuermeßbeträge können auch berückſichtigt 
werden, wenn ſie erſt nach dem Schluſſe des Kalenderjahrs 1937 feſtgeſetzt worden ſind. 


(3) Es können auch ſolche Gewerbeſteuermeßbeträge berückſichtigt werden, die nach Ablauf 
des Kalenderjahrs 1937 für das Rechnungsjahr 1937 feſtgeſetzt worden ſind. Dieſe Meßbeträge 
ſind beim Schlüſſel des nächſten Rechnungsjahrs nicht mehr zu berückſichtigen. 

(4) Die Meßbeträge der Bürgerſteuer werden mit dem Betrag angeſetzt, der ſich ergibt, wenn 
das der Gemeinde im Rechnungsjahr 1937 zugefloſſene Iſtaufkommen der Bürgerſteuer unter 
Zugrundelegung des für 1937 geltenden Hebeſatzes auf 100 vom Hundert umgerechnet wird. In 
Gemeinden mit nicht mehr als 5000 Einwohnern iſt ſtatt des Iſtaufkommens im Rechnungsjahr 
1937 das in der Zeit vom 1. April bis zum 31. Dezember 1937 zugefloſſene und um ein Drittel 
erhöhte Iſtaufkommen zu verwenden. Mindeſtens find 0,50 RAM je Einwohner anzuſetzen. 


Berlin, den 10. November 1938. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche 


Der Preußiſche Finanzminiſter. Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 
Ze Popitz. Pfundtner. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 

Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 244 vom 19. Oktober 1938 
iſt eine von dem Miniſterpräſidenten und dem Finanzminiſter am 29. September 1938 erlaſſene Be⸗ 
niere iu betreffend Aufhebung der „Vorläufigen Ausführungsbeſtimmungen und Richtſätze des 

Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und des Finanzminiſters vom 30. September 1931 


zu Kapitel XI des Zweiten Teiles der Preußiſchen 1 vom 12. September 1931“, ver⸗ 
öffentlicht worden. 


Berlin, den 20. Oktober 1938. 
Preußiſches Staatsminiſterium. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. September 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Roßbach für die Verbreite 
rung des vom Oberdorf zum Unterdorf führenden Weges 


durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 39 S. 245, ausgegeben am 1. Oktober 1938; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. September 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Mayen zum Bau einer Straße 
zur Segelflugſchule in Kretz 


durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 41 S. 215, ausgegeben am 8. Oktober 1938; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. September 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Gelnhauſen zur Anlage eines 
Weges 


durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 39 S. 245, ausgegeben am 1. Oktober 1938; 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. September 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Salzwedel zur Errichtung eines 
Pumpwerkes für die Kanaliſation i 


durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 40 S. 175, ausgegeben am 8. Oktober 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifternms vom 26. September 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Landgemeinde Bodland für den 
Ausbau der Dorfſtraße 


durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 40 S. 188, ausgegeben am 8. Oktober 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. September 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Köln zum Ausbau 
der Konſtantinſtraße als einen Teil der Zubringerſtraße zu den Reichsautobahnen Köln — 
Frankfurt a. Main und Köln Aachen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 42 S. 145, ausgegeben am 15. Oktober 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. September 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Provinz Weſt⸗ 
falen au Münſter für die Begradigung der Landſtraße I. Ordnung Nr. 658 im Stadt⸗ 
kreis Lünen = 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 41 S. 156, ausgegeben am 15. Oktober 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Oktober 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Coſel für die Anlage 
eines Schulhofs 


durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 41 S. 193, ausgegeben am 15. Oktober 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Oktober 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Heer —) 
für militäriſche Zwecke in der Gemarkung Hersfeld 


durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 41 S. 263, ausgegeben am 15. Oktober 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Oktober 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Heer —) 
für die Erweiterung der Verpflegungsanlage in Mark bei Hamm 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 42 S. 159, ausgegeben am 22. Oktober 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Oktober 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Heer —) 
für die Errichtung einer Heeresverpflegungsanlage in der Gemarkung Marquardt 


durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 45 S. 231, ausgegeben am 15. Oktober 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Oktober 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Heer —) 
für die Anlage des Standortübungsplatzes Bonn in der Gemarkung Duisdorf 


durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 42 S. 145, ausgegeben am 15. Oktober 1938; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſterimus vom 10. Oktober 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsſtraßenver⸗ 
waltung) zum Ausbau der Reichsſtraße Nr. 70 in der Gemarkung Altenlünne 


durch das Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 41 S. 101, ausgegeben am 15. Oktober 1938; 
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14. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Oktober 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Wiedenbrück zum Ausbau der 
Reichsſtraße 64 am Rhedaertor 


durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 42 S. 432, ausgegeben am 22. Oktober 1938; 


15. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. Oktober 1938 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Heer —) 
zum Bau einer Zufahrtſtraße für die Infanteriekaſerne in Meſeritz 


durchdas Amtsblatt der Regierung in Frankfurt(Oder) Nr. 43 S. 215, ausgegeben am 29. Oktober 1938. 
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